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� In der Beratung beim Mie-
terverein in Leverkusen

stellen die Rechtsanwälte oft
fest, dass viele Mieter Schwierig-
keiten haben, die Differenzen
zwischen den verschiedenen
Schreiben zu verstehen, die Ver-
mieter bei (behaupteten) Forde-
rungen versenden. Darum sollen
hier die wesentlichen Punkte
kurz erläutert werden:

Zahlungserinnerung
Die „sanfteste“ Form der Forde-
rung ist eine Zahlungserinne-
rung. Diese löst für sich genom-
men keine Rechtsfolgen aus,
sondern ist nur eine höfliche
Aufforderung, eine fällige
Schuld zu begleichen. Es ist in
vielen Fällen üblich, aber nicht
verpflichtend, zunächst eine
Zahlungserinnerung zu schi-
cken.

Mahnung, Abmahnung,
Mahnbescheid – die Unterschiede

Mahnung
Eine Mahnung ist eine unzwei-
deutige klare Mitteilung, dass ei-
ne fällige Forderung verlangt
wird. Rechtlich löst eine Mah-
nung den „Verzug“ aus, erst da-
nach können Verzugszinsen und
weiterer Schadensersatz (z.B.
Rechtsanwalts- oder Inkasso-
kosten) geltend gemacht wer-
den. Oft wird mehrfach ge-
mahnt, so dass einige Mieter
„erste“, „zweite“, „letzte“ oder
anders bezeichnete Mahnungen
erhalten. Dazu ist der Gläubiger
berechtigt, aber nicht rechtlich
verpflichtet.
Sowohl in Zahlungserinnerun-
gen als auch in Mahnungen wer-
den fast immer Zahlungsfristen
gesetzt. Diese setzt der An-
spruchsinhaber selber fest, ihr
Verstreichen hat dann keine
Wirkung, wenn die Forderung

unberechtigt ist. Wenn man aber
nicht sicher ist ob oder sogar
weiß, dass man Schulden hat,
sollte man dringend innerhalb
dieser Fristen reagieren. Oft las-
sen sich dann noch Lösungen
finden, die weitere Kosten ver-
meiden, wie etwa Ratenzahlun-
gen.
Bei unklarer Sach- oder Rechts-
lage kann man auch, um zu-
nächst kein weiteres Risiko ein-
zugehen, eine Zahlung „unter
Vorbehalt der Rückforderung“
tätigen. Dies sollte auf dem Über-
weisungsträger klar vermerkt
sein, danach hat man es selber in
der Hand, die Rückforderung zu
betreiben.
Achtung: Wenn der Zahlungs-
empfänger insolvent geht oder
(bei Privatpersonen) nicht mehr
auffindbar ist, weil er beispiels-
weise ins Ausland zieht, kann es

schwer bis unmöglich sein, die
Rückforderung durchzusetzen.

Abmahnung
Auch wenn es ähnlich klingt, ei-
ne Abmahnung ist etwas ganz
anders als eine Mahnung. Eine
Mahnung bezieht sich immer auf
eine geforderte Leistung (zu-
meist eine Zahlung), eine Ab-
mahnung hingegen ist die Auf-
forderung, mit rechts- oder ver-
tragswidrigem Verhalten aufzu-
hören. Mietrechtlich gesehen ist
die Abmahnung die Vorstufe zu
einer Kündigung. Eher selten
werden auch wegen Geldforde-
rungen Abmahnungen ausge-
sprochen, in der Regel beziehen
sich solche aber eher auf andere
(behauptete) Vertragsverstöße
wie Lärm, unberechtigte Nut-
zungen oder sonstige Vertrags-
verstöße.

Mahnbescheid
Während die vorgenannten
Maßnahmen außergerichtlich
sind, ist ein Mahnbescheid, der
nicht vom Vermieter, sondern
vom Gericht erlassen wird, ein
formelles Verfahren. Sobald
man einen Mahnbescheid erhält,
sollte man auf jeden Fall inner-
halb der zweiwöchigen Frist
nach Zustellung reagieren. De-
taillierte Informationen zu
Mahnbescheiden finden Sie in
der MieterZeitung 1/2020, im In-
ternet auf der Seite des Mieter-
vereins Leverkusen oder natür-
lich auch gern in unserer Ge-
schäftsstelle. �
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Deutsche Wohnen:
Mahnen statt reden!

� Für die Mieter in den ehe-
maligen „Cremers Wei-

den“-Wohnungen im Zentrum
von Leichlingen hat der Ärger
kein Ende. Der inzwischen vom
Konzern „Deutsche Wohnen“
übernommene Teil der Anlage
ist und bleibt in der Arbeit des
Mietervereins Leverkusen ein
Problemfall. Vor einigen Mona-
ten wurden erstmals Betriebs-
kosten durch den neuen Eigen-
tümer abgerechnet, dabei wur-
den vertragliche Vereinbarun-

gen und teilweise auch in den
vergangenen Jahrzehnten er-
strittene Urteile vollkommen
ignoriert, als Folge davon wiesen
die Abrechnungen oft viele hun-
dert Euro an (falscher) Nachzah-
lung aus. Selbstverständlich
wurde den Abrechnungen mit
Verweis auf die Rechtslage und

die konkreten Urteile durch den
Mieterverein entgegengetreten.
Obwohl seither ausreichend Zeit
war, hat die Deutsche Wohnen es
nicht für nötig erachtet, auf dut-
zende Schreiben zu antworten
oder auch nur Eingangsbestäti-
gungen zu versenden. Stattdes-
sen erhalten die Mieter, die nicht

klein beigeben, sondern ihre
Rechte wahrnehmen, Mahn-
schreiben oder teilweise sogar
Abmahnungen. Das zerrt an den
Nerven.
Trotzdem rät der Mieterverein
bei klarer Sach- und Rechtslage
allen Mietern, unbegründete
Mahnschreiben nicht zu zahlen.
Unberechtigte Ansprüche wer-
den nicht dadurch rechtmäßig,
dass man mit Nachdruck oder so-
gar unter Drohungen die Forde-
rungen wiederholt. �
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Gesundheit geht vor
Beratungen am Telefon

� Zur Sicherheit seiner Mitar-
beiterInnen, aber auch im

Interesse der Gesundheit unse-
rer Mitglieder hat der Mieterver-
ein Leverkusen vorläufig sein
Beratungskonzept umgestellt.
Bis auf weiteres sollen Termine
möglichst nicht mehr vor Ort,
sondern in persönlichen Telefo-
naten mit den Rechtsberatern
durchgeführt werden.
Bitte sorgen Sie hierbei vor und
stellen Sie sicher, dass der Ge-
schäftsstelle vor Ihrem Termin
alle wichtigen Unterlagen (in Ko-
pie) vorliegen.
Ansonsten ändert sich für Sie
nichts: Die Beratungszeiten blei-
ben bestehen, wenn nötig wird

Schriftverkehr mit der Gegensei-
te geführt.
Übrigens: Ganz unabhängig von
den gesundheitlichen Aspekten
bietet der Mieterverein Leverku-
sen sowieso an, Telefontermine
durchzuführen. So sparen Sie
sich Fahrzeiten, Kosten für Park-
tickets und leisten außerdem ei-
nen kleinen Beitrag zum Klima-
schutz, wenn Sie auf die Fahrt
mit dem Auto verzichten.
Sollte es aus Ihrer Sicht unbe-
dingt notwendig sein, einen Ter-
min in der Geschäftsstelle
durchzuführen, klären Sie dies
bitte mit dem Sekretariat – für
fast alles lässt sich eine Lösung
finden. �

� Der Frühling ist da! Für vie-
le ein Grund, sich wieder

mehr Gedanken um den (gemie-
teten) Garten zu machen. Oft
stellt sich die Frage, wer für Gar-
tenarbeit zuständig ist und wel-
che Nutzungen erlaubt sind.
Zunächst kommt es darauf an, ob
eine Wohnung im Mehrfamilien-
haus oder ein Einfamilienhaus
gemietet wurde. Während man
beim Einfamilienhaus davon
ausgeht, dass immer auch der
komplette Garten mitvermietet
ist, wenn nicht ausdrücklich im
Mietvertrag etwas anderes ver-
einbart wurde, ist die Situation
bei einer Wohnung genau entge-
gengesetzt: Hier darf ein Garten
nur dann genutzt werden, wenn
dies vereinbart ist, idealerweise
schriftlich im Mietvertrag.
Vorsicht: Einige Gerichte sind
der Meinung, dass eine rein
mündliche Erlaubnis, den Gar-
ten benutzen zu dürfen, jederzeit
widerrufen werden kann. Darum
sollte hier schon bei Vertragsab-

Rechte und Pflichten im Garten
schluss eine klare Einigung fest-
gehalten werden.
Wenn der Mieter einen Garten
gemietet hat, darf er diesen auch
in der Form nutzen, die er sich
vorstellt. So darf er Beete und Ra-
senflächen anlegen oder ändern,
Büsche und Blumen pflanzen
und alles aufstellen, was nicht
fest mit dem Boden verankert
werden muss.
Um Erlaubnis des Vermieters
muss gefragt werden, wenn Bü-
sche oder Bäume entfernt wer-
den sollen, die im Eigentum des
Vermieters stehen, oder wenn
feste Bauten mit einem Funda-
ment angelegt werden sollen.
Bei einem von allen Bewohnern
gemeinsam genutzten Garten
dürfen dauerhafte Umgestaltun-
gen nur mit Zustimmung aller
Nutzer geschehen.
Die Pflege des Gartens muss
im Einfamilienhaus regelmäßig
vom Mieter durchgeführt wer-
den.
Im Mehrfamilienhaus gilt als

Grundsatz, dass der Vermieter
verantwortlich ist. In den Miet-
verträgen oder in einer Hausord-
nung kann aber davon abgewi-
chen werden. Kosten, die durch
Gartenpflegeunternehmen oder
auch Eigenleistungen des Ver-
mieters entstehen, dürfen bei
den meisten aktuellen Mietver-
trägen in die Nebenkostenab-
rechnung einfließen. Es gibt aber
Kosten, die keine Nebenkosten
sind, beispielsweise das Fällen
oder Anpflanzen von Bäumen
oder außergewöhnliche Umge-
staltungsmaßnahmen.
Hat der Mieter die normale Gar-
tenpflege übernommen, umfasst
diese solche Tätigkeiten, die we-
der Fachkenntnis noch besonde-
ren Zeit- oder Kostenaufwand er-
fordern. Dazu gehören Rasen-
pflege, Unkrautjäten, die Entsor-
gung von Laub und das Umgra-

ben von Beeten. Darüber hinaus-
gehende Arbeiten können nur
durch eine ausdrückliche indivi-
duelle Vereinbarung an den Mie-
ter übertragen werden.
Geschmäcker sind – auch was
Gärten betrifft – sehr verschie-
den. Hat der Mieter die Garten-
pflege übernommen, darf er Art
und Gestaltung selber wählen,
ohne dass der Vermieter hier ein-
seitig Vorgaben machen darf.
Nur verwahrlosen darf der Gar-
ten natürlich nicht.
Endet das Mietverhältnis, gilt der
Grundsatz, dass der Mieter alle
Umgestaltungen zurückbauen
muss, außer der Vermieter hat
ihm ausdrücklich – am besten
schriftlich – zugesichert, dass er
auf einen Rückbau verzichtet.
Auch wenn sich der Vermieter
z.B. kostenmäßig oder durch ei-
gene Hilfsarbeiten an Umgestal-
tungen beteiligt hat, bringt er da-
mit regelmäßig zum Ausdruck,
dass er auf einen Rückbau ver-
zichtet. �


